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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Ausschuss für konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. nimmt mit Genugtuung die Aufnahme der Gleichstellung von Frauen und Männern unter 
die Werte der Union (Artikel 2 des VEU) und unter ihre Zielvorgaben (Artikel 3 Absatz 3 
Unterabsatz 2 des VEU) zur Kenntnis;

2. bekundet seine Genugtuung über die Ausweitungen des Grundsatzes des integrierten 
Vorgehens bei der Gleichstellung von Frauen und Männern, der künftig auf sämtliche 
Aktionen der Union Anwendung finden wird, indem diesem Grundsatz ein spezifischer 
Artikel unter den allgemein anwendbaren Vorschriften (Artikel 8 des VAEU) gewidmet 
wird, was ihm den Charakter einer wirklichen horizontalen Klausel verleiht, die auf 
sämtliche Handlungsbereiche der Union anwendbar ist;

3. begrüßt den Umstand, dass in den Artikeln 8, 9 und 10 des VAEU unmissverständlich 
verfügt wird, dass alle Politikbereiche der Union die soziale Einbeziehung, die soziale 
Absicherung, die Gleichstellung von Männern und Frauen und die 
Diskriminierungsfreiheit aktiv unterstützen müssen;

4. fordert folglich einen dualen Ansatz, mit dem die Einbeziehung der 
Geschlechterdimension in der Praxis ergänzt wird, das heißt positive Aktionen ebenso wie 
eindeutige und verbindliche Ziele und Maßnahmen; 

5. bekundet seine Genugtuung über das neue in Artikel 19 des VAEU festgelegte Verfahren, 
wonach künftig die Zustimmung des Parlaments erforderlich ist, ehe der Rat (der 
bedauerlicherweise noch einstimmig beschließen muss) Maßnahmen zur Bekämpfung 
jedweder Diskriminierung auf der Grundlage des Geschlechts, der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der weltanschaulichen Überzeugungen, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung annimmt;

6. begrüßt, dass die Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels, insbesondere des 
Handels mit Frauen und Kindern, und zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung in den 
Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens einbezogen worden sind (Artikel 79 
Absatz 2 Buchstabe d und Artikel 83 Absatz 1 Unterabsatz 2 des VAEU);

7. weist nachdrücklich und mit Genugtuung darauf hin, dass der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union der gleiche rechtliche Wert zuerkannt wird wie den Verträgen 
(Artikel 6 EUV), was kein Hindernis für die Aufrechterhaltung oder den Erlass von 
Maßnahmen ist, die spezifische Vorteile für das unterrepräsentierte Geschlecht und einen 
verbesserten Mutterschaftsschutz vor allem in der Arbeitswelt vorsehen (Artikel 23, 33 
und 34 der Charta);

8. ist der Auffassung, dass diese neuen Vorschriften der Kommission die Möglichkeit geben, 
dem Rat und dem Parlament unverzüglich legislative Maßnahmen vorzuschlagen mit dem 
Ziel, die verschiedenen Gemeinschaftspolitiken zur Bekämpfung des Frauen- und 
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Kinderhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, sichtbarer und wirksamer zu 
gestalten;

9. fordert die Kommission auf, ihm innerhalb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon eine erste Bilanz der Auswirkungen dieses Vertrags vorzulegen, 
die in den Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung des Menschenhandels, insbesondere des 
Handels mit Frauen und Kindern zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, festgestellt 
wurden;

10 bekundet seine Genugtuung über die Erklärung 19 zu Artikel 8 des VAEU, in der die 
Mitgliedstaaten aufgefordert werden, die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um allen 
Formen der Gewalt vorzubeugen und sie zu ahnden und gleichzeitig die Opfer zu 
unterstützen und zu schützen.
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